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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Fraktion der PDS 
- Drucksache 14/8087 - 


Umfang und bisherige Ergebnisse der nach den Anschlägen vom 11. September 
2001 angelaufenen bundesweiten Rasterfahndung (Nachfrage) 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Seit Beginn der von der Innenministerkonferenz Anfang Oktober 2001 be- 
schlossenen bundesweiten Rasterfahndung sind inzwischen fast vier Monate 
verstrichen. Noch immer ist keine einzige Verhaftung eines mutmaßlichen 
„Schläfers“ infolge dieser bundesweiten Ausforschung bekannt geworden, von 
der eine große Zahl unschuldiger Menschen betroffen ist. Weder über die Zahl 
der bisher überprüften Personen, noch über deren Ergebnisse, noch über die 
Kosten dieser Aktion, die Zahl der dabei eingesetzten Beamtinnen und Beam- 
ten und die Arbeitszeit, die in diese Rasterfahndung investiert wurde, liegen 
verlässliche Daten vor. 

Gleichzeitig wächst die öffentliche Kritik. So haben zahlreiche Studierenden- 
Vertretungen Klagen gegen die Weiterleitung von Daten von Studierenden an 
die Polizeibehörden eingereicht. Auch in privaten und öffentlichen Betrieben 
hat die Weiterleitung der Daten von keiner konkreten Straftat beschuldigten 
Beschäftigten an Polizeibehörden zu Diskussionen und Auseinandersetzungen 
geführt. 

Offen ist bis heute auch, ob zu irgendeinem Zeitpunkt eine nach den polizei- 
rechtlichen Regelungen erforderliche „gegenwärtige Gefahr“ für bestimmte, 
hochrangige Rechtsgüter überhaupt bestanden hat oder ob diese heute noch 
besteht. 

Bei Fragen zur Sicherheit kemtechnischer Anlagen, aber auch in anderen 
Zusammenhängen haben Vertreter der Bundesregierung in der Vergangenheit 
wiederholt erklärt, dass keine unmittelbare Gefahr terroristischer Anschläge 
bestehe. Für die Einleitung von Rasterfahndungen ist aber eine solche Gefah- 
renlage laut Gesetz zwingend erforderlich. Das Oberlandesgericht Wiesbaden 
hat deshalb kürzlich auf Beschwerde eines sudanesischen Studenten hin ein un- 
tergeordnetes Gericht verpflichtet, förmlich festzustellen, „ob eine gegenwär- 
tige Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 
oder für Leib, Leben oder Freiheit einer Person besteht“. Damit kommen laut 
Pressebericht alle Rasterfahndungsmaßnahmen in Hessen auf den Prüfstand 
(Quelle: Telepolis, Magazin der Netzkultur, 13. Januar 2002). 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 14. Februar 2002 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Am 22. Januar 2002 hat das Berliner Landgericht die in Berlin laufende Raster- 
fahndung gegen mutmaßliche Anhänger islamischer Organisationen für un- 
zulässig erklärt. Auch hier ist nach ersten Presseberichten die Begründung, 
dass eine gegenwärtige Gefahr terroristischer oder vergleichbarer Anschläge 
nicht vorhegt. 

Die „Deutsche Richterzeitung“ formuliert in ihrer Ausgabe 1/2002 unter der 
Überschrift „Neues aus der , Mottenkiste ‘ Rasterfahndung“ noch einmal grund- 
sätzliche Kritikpunkte an solchen Maßnahmen: 

„Unabhängig von den rechtlichen Voraussetzungen ist die Rasterfahndung 
allerdings (rechts)pohtisch umstritten“, schreibt die Zeitung, und nennt dann 
als Kritikpunkte, dass 

eine Vielzahl unverdächtiger Personen in die Fahndung einbezogen wer- 
den, 

- potenziell sämtliche Datenbestände in Dateien herangezogen werden kön- 
nen und damit die Zweckbindung der dort vorhandenen Daten umgangen 
wird, 

- die traditionelle Suche nach verantwortlichen Personen dergestalt umge- 
kehrt wird, dass sie zunächst als verantwortlich angesehen werden und 
ihnen gegenüber Verdachtsmomente erst durch die Rasterfahndung aus- 
geschlossen werden, 

- die Zwecktauglichkeit der Rasterfahndung vorher kaum bekannt sei und 

- wegen der weitgehenden Anonymität kaum Rechtsschutz möglich sei“. 

Trotz dieser Urteile und der anhaltenden öffentlichen Kritik gehen die Fahn- 
dungsmaßnahmen anscheinend weiter. So wurden in Hamburg, nachdem dort bis- 
her anscheinend über 30 000 männliche Studierende überprüft wurden, 140 Per- 
sonen zur polizeilichen Vernehmung vorgeladen (DER TAGESSPIEGEL, AFP, 
22. Januar 2002). 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Rasterfahndung stellt eine gefahrenabwehrende Maßnahme der Länder dar, 
die diese auf der Grundlage ihres jeweiligen Polizeirechts durchfuhren. Die Län- 
der werden dabei vom Bundeskriminalamt (BKA) datentechnisch unterstützt. 

Ziel der Rasterfahndung ist es, weitere in Deutschland aufhältige sog. Schläfer zu 
identifizieren, um so der Durchführung weiterer Anschläge entgegenzuwirken. 
Die zur Durchführung der Rasterfahndung erforderlichen Kriterien basieren auf 
operativen Fallanalysen, die aus der Auswertung der Erkenntnisse zu den drei 
aus Deutschland kommenden Attentätern gewonnen werden konnten. 

Die unter Zugrundelegung dieser Kriterien in den Ländern erhobenen Angaben 
werden dort in einem Grunddatenbestand erfasst und beim BKA zusammenge- 
führt. Die ferner unter Zugrundelegung der Kriterien ermittelten Datenbestände 
aus bestimmten, risikobehafteten oder risikosteigemden Einrichtungen werden 
parallel dazu in sog. Abgleichdateien zusammengeführt. Die aus dem Abgleich 
der Datenbestände gewonnenen Erkenntnisse werden gekennzeichnet und an die 
Länder zurückgeleitet. Über die sich daran anschließenden Maßnahmen und 
deren Durchführung entscheiden die Länder in eigener Zuständigkeit. Demzu- 
folge können Auskünfte hierzu auch nur von den Bundesländern gegeben wer- 
den. 

Dies vorausgeschickt wird zu den einzelnen Fragen Stellung genommen. 
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1. Wie viele Personen wurden seit dem Beschluss der Innenministerkonferenz 
über die bundesweite Rasterfahndung einer polizeilichen Überprüfung un- 
terzogen (bitte Angaben nach Bundesländern aufschlüsseln)? 

a) Wie viele davon waren männliche Personen, wie viele weiblich? 

b) Wie viele dieser Personen waren deutsche Staatsangehörige, wie viele 
hatten eine andere Staatsangehörigkeit? 

c) Wie viele der überprüften Personen waren 

- Studierende 

- Beschäftigte an Hochschulen 

- Beschäftigte in anderen öffentlichen Stellen oder Betrieben 

- Beschäftigte in privaten Firmen (bitte nach Wirtschaftszweigen auf- 
schlüsseln) 

- Flüchtlinge? 

d) Wie viele haben mutmaßlich oder nachweislich die islamische Reli- 
gionszugehörigkeit? 

Nach erfolgter Löschung auf der Grundlage des Beschlusses des Landgerichts 
Berlin sind derzeit 19 872 Personendatensätze im Grunddatenbestand erfasst. 
Erkenntnisse zu den darüber hinaus angefragten Sachverhalten liegen der Bun- 
desregierung nicht vor. 


2. Welche Dateien von welchen Behörden, Universitäten, privaten Firmen und 
anderen Stellen wurden in diesem Zusammenhang an polizeiliche Fahn- 
dungsstellen übergeben und dort ausgewertet? 

Wie in der Vorbemerkung der Bundesregierung bereits dargestellt, wurden für 
den Abgleich Datenerhebungen in den Bereichen veranlasst, die in unmittel- 
barem Zusammenhang mit den Attentaten zu sehen sind. 


3. Wie viele Prozesse von Beschäftigten und/oder Betriebsräten, Personal- 
räten, Studierenden- Vertretungen und anderen Stellen gegen diese Weiter- 
leitung von Daten sind der Bundesregiemng bekannt? 

Welche Ergebnisse aus diesen Prozessen sind der Bundesregierung be- 
kannt (bitte die Verfahren und ihre Ergebnisse einzeln auflisten)? 

Der Bundesregierung sind 3 Prozesse bekannt. In allen bekannten Fällen wurden 
die Beschwerden von Studenten vorgebracht. Bislang sind keine Beschwerden 
von Betroffenen der Datenerhebung bekannt. 


Nr. 

Gericht 

Ergebnis 

1 

Landgericht Berlin 

Maßnahme für nicht rechtmäßig erklärt 
(Rechtsmittel eingelegt) 

2 

Landgericht Wiesbaden, 
Hessen 

Maßnahme für nicht rechtmäßig erklärt 
(Rechtsmittel eingelegt) 

3 

Oberlandesgericht, 
Düsseldorf, Nordrhein- 
Westfalen 

Maßnahme dem Grunde nach für rechtmäßig 
erklärt (Urteil bislang nicht rechtskräftig) 
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4. Wie viele Beamtinnen und Beamte waren seit Anfang Oktober 2001 mit 
dieser Sammlung, Sichtung und Auswertung von Daten im Rahmen der 
Rasterfahndung beschäftigt? 

Im BKA waren bis zu sechs Mitarbeiter, parallel zu weiteren Tätigkeiten, mit der 
Erhebung der Abgleichdateien befasst. Angaben über den Arbeitsaufwand in den 
Ländern liegen nicht vor. 


5. Wie viele Stunden haben diese Beamtinnen und Beamten der Polizei mit 
dieser Arbeit verbracht, und aus welchen anderen polizeilichen Aufgaben 
wurden sie abgezogen (bitte nach Ländern aufschlüsseln)? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 


6. Wie viele Verdächtige oder Straftäter wurden seitdem im Zuge dieser 
Fahndungsmaßnahmen von der Polizei ermittelt, und wie viele förmliche 
Ermittlungsverfahren wurden gegen diese Personen eingeleitet? 

7. Welcher Straftaten werden diese Personen verdächtigt oder sind sie evtl, 
bereits vorher oder seit Anlaufen der Fahndung vemrteilt worden? 

8. Wie viele Personen sind inzwischen in den engeren Kreis potentieller 
Verdächtiger einbezogen worden, und welche Konsequenzen hatte das 
für diese Personen (Überwachung, polizeiliche Vorladung usw.)? 

9. Wie viele Personen wurden seit Anfang Oktober 2001 

- von der Polizei zu Hause aufgesucht und befragt, 

- an ihrer Arbeitsstelle oder an ihrem Studienplatz aufgesucht und be- 
fragt, 

- in die polizeiliche Observation aufgenommen? 

10. Gegen wie viele Personen wurde im Zuge dieser Fahndung seit Anfang 
Oktober 2001 

- eine Überwachung ihres Brief-, Post- und Femmeldeverkehrs einge- 
leitet, 

- eine Überwachung ihrer Wohnung eingeleitet und 

- andere Formen der Observation verhängt? 

11. Wie viele bisher verdächtigten oder rechtskräftig verarteilten Personen 
stehen nach Meinung der Polizei im direkten oder indirekten Zusammen- 
hang mit potentiell terroristischen islamischen Organisationen? 

12. Wie viele der in Frage 10 angesprochenen Personen stehen mög- 
licherweise im Zusammenhang mit anderen terroristischen oder extremis- 
tischen Organisationen (bitte nach den Namen dieser Organisationen auf- 
schlüsseln)? 

15. Wie lange wird die Überprüfung der noch verbliebenen Personen noch 
dauern? 


Es handelt sich bei den nachgefragten Angaben ausschließlich um Informationen 
aus dem Zuständigkeitsbereich der Länder. Erkenntnisse hierzu liegen der Bun- 
desregierung nicht vor. 
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13. Wie viele Daten von im Zuge der Rasterfahndung erfassten Personen sind 
seit Anlaufen der Rasterfahndung beim Bundeskriminalamt zusammenge- 
fasst worden? 

Siehe Antwort zu Frage 1 . 


14. Wie viele der mit Frage 1 erfragten Personendaten bzw. Personen sind in- 
zwischen beim BKA oder bei den Landespolizeistellen überprüft worden? 

Ein Datenabgleich beim BKA ist bislang nicht erfolgt. Informationen hinsicht- 
lich der Verfahrensweise der Länder liegen der Bundesregierung nicht vor. 


16. Hat der Bundesbeauftragte für den Datenschutz oder haben auf Landes- 
ebene die dortigen Datenschutzbeauftragten seit Beginn der Rasterfahn- 
dung Einblick in die polizeilich gesammelten Daten und in den weiteren 
Umgang mit diesen Daten genommen? 

Wenn ja, wann geschah das in welchem Bundesland? 

Was war das Ergebnis dieser datenschutzrechtlichen Überprüfungen? 

Vertreter des Bundesbeauftragten für den Datenschutz haben sich am 29. Januar 
2002 über das Verfahren der beim BKA eingerichteten Verbunddatei informiert. 
Die datenschutzrechtliche Bewertung dieses Verfahrens erfolgt im Rahmen der 
Anhörung nach § 34 Abs. 1 Satz 2 Bundeskriminalamtgesetz (BKAG). 


17. Wie viele der im Zuge der Rasterfahndung erhobenen personenbezogenen 
Daten wurden seit Anfang Oktober 200 1 an geheimdienstliche Stellen zur 
Überprüfung weitergereicht? 

Das BKA hat keine Daten an die Nachrichtendienste weitergegeben. 


18. Wann werden welche dieser Daten vernichtet und wer überwacht die Ver- 
nichtung dieser Daten (bitte nach Polizei und Geheimdiensten bzw. nach 
Bund und Ländern getrennt aufschlüsseln)? 

Die Aussonderungs-, Prüf- und die Speicherfristen der in der beim BKA geführ- 
ten Verbunddatei, die im Wege der Sofortanordnung nach § 34 Abs. 3 BKAG er- 
richtet worden ist, richten sich nach § 32 Abs. 2 und 9 Satz 1 BKAG i. V. m. der 
erforderlichen Errichtungsanordnung. Die Errichtungsanordnung, die sich der- 
zeit in der Anhörung beim Bundesbeauftragten für den Datenschutz befindet und 
anschließend noch das Länderzustimmungsverfahren nach § 34 Abs. 2 BKAG 
durchlaufen muss, sieht eine Aussonderungsprüffrist der personenbezogenen 
Daten nach einem Jahr vor. Ist die Auswertung noch nicht abgeschlossen, erfolgt 
die Speicherung gemäß Errichtungsanordnung für ein weiteres Jahr. Spätestens 
nach Ablauf von zwei Jahren sind die Daten zu löschen. Die Löschung der Daten 
wird vom BKA selbsttätig vorgenommen. Die Überwachung des BKA hierbei er- 
folgt durch das Bundesministerium des Innern im Rahmen der Fachaufsicht so- 
wie den Bundesbeauftragten für den Datenschutz. 

Die Speicherung von Daten in den Ländern bemisst sich nach dem dort jeweils 
geltenden Recht. 
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19. Hat es nach Inkrafttreten des Terrorismusbekämpflingsgesetzes eine Aus- 
weitung der Rasterfahndung insoweit gegeben, als nun auch Sozialdaten 
einbezogen wurden? 

Wenn ja, welche Daten von wie vielen Personen wurden von welchen 
Stellen eingefordert und werden jetzt bei der Polizei überprüft? 

Das BKA hat keine Sozialdaten erhoben. 


20. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus den anhaltenden 
Klagen und den oben genannten Urteilen für das weitere Vorgehen im 
Rahmen dieser bundesweiten Rasterfahndung? 

Die Länder prüfen die Umsetzung der Urteile in eigener Zuständigkeit. So 
wurden beispielsweise die Daten aus dem Land Berlin nach dem Beschluss des 
Berliner Landgerichts aus der Verbunddatei gelöscht. 


21. Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem Eindrack des bisherigen 
Fahndungsaufwandes und seiner Ergebnisse, der ergangenen Urteile und 
der öffentlichen Kritik die Effektivität, Verhältnismäßigkeit und grundge- 
setzliche Vertretbarkeit einer solchen Maßnahme, von der viele unschul- 
dige Personen betroffen sind? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Anordnungen der jeweiligen 
Rasterfahndungen in den Ländern auf der Grundlage des dortigen Gefahrenab- 
wehrrechts den rechtlichen Vorgaben sowie dem Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit entspricht. 
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